
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie: Änderung in § 41 Absatz 5 

Vom 15. Dezember 2016 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 15. Dezember 2016 
beschlossen, die Richtlinie über die Bedarfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von 
Überversorgung und Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung (Bedarfsplanungs-
Richtlinie) in der Fassung vom 20. Dezember 2012 (BAnz AT 31.12.2012 B 7), zuletzt geändert 
am 16. Juni 2016 (BAnz AT 14.09.2016 B1), wie folgt zu ändern: 

I. § 41 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Bei Anordnung von Zulassungsbeschränkungen gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass
ein Zusammenschluss eines Psychologischen Psychotherapeuten mit einem bereits
zugelassenen Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten nur bei Beschränkung
des antragstellenden Psychologischen Psychotherapeuten auf die Versorgung von
Kindern und Jugendlichen zulässig ist.“

b) Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3.

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in
Kraft.

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 15. Dezember 2016 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
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